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Kommiſſionen zur Verwaltung von Garniſoneinrichtungen und

übernehmen den Gerichtsdienſt .
2. Der junge Hauptmann beim Stabe jedes Infante⸗

rie - und Jäger - Bataillons iſt eine neue Einrichtung . Die erſten
Stellen — bei jedem Infanterie - Regiment eine —ſind durch die

Heeresvorlage 1912 geſchaffen . Sie haben ſich außerordentlich be⸗

währt und werden künftig noch an Bedeutung gewinnen zur Ent⸗

laſtung der durch die Ausbildung ihrer Kompagnien infolge der

Etatserhöhungen noch mehr in Anſpruch genommenen Kompagnie⸗
chefs . Zu ihren Friedensaufgaben gehört vor allem die Führung
und Ausbildung der Uebungsformationen — Reſervekompagnien ,
Landwehrübungen , Uebungskompagnien für Offiziere und Offizier⸗
aſpiranten des Beurlaubtenſtandes auf den Truppenübungs⸗
plätzen . Sie übernehmen die Vertretung von Kompagniechefs bei
deren Abweſenheit , leiten und führen bei Uebungen in kriegsſtarken
Verbänden , übernehmen die Ausbildung der Unteroffiziere und

Mannſchaften am Entfernungsmeſſer , im Winkerdienſt , im Rad⸗

fahren , die Ausbildung der Fernſprechtrupps und dergleichen . Sie

nehmen den Kompagniechefs den Gerichtsdienſt ab, finden Ver —

wendung als Schiedsrichter und Nachrichtenoffiziere , als Führer
des markierten Feindes bei Uebungen auf den Exerzierplätzen und
im Gelände . Auch kommen ſie für den Unterricht im Kapitulanten⸗
und Militäranwärterunterricht und für die Ablöſung der Kom⸗

pagniechefs in den verſchiedenen Verwaltungskommiſſionen in

Betracht .
Bei den anderen Waffengattungen iſt die Verwendung der

Offiziere für Kriegsformationen eine ähnliche .

7. Die „ Forderungen des Volkes “ vom Zentrum

durchgeſetzt .

In der erſten Leſung hat der Abg . Erzberger auf den Ruf von
den „ Forderungen der Armee “ die Antwort von den „ Forderungen
des Volkes “ gegeben und eine Reihe dringender Volkswünſche auf⸗
gezählt . Der bauernbündleriſche Abg . Laux meinte darauf :

„ Sache der Zentrumspartei wird es ſein , hier in erſter Linie zu prüfen .
Von der Zentrumspartei hängt die Bewilligung ab. Die ſüddeutſchen
Bauern werden die Rede des Herrn Abgeordneten Erzberger mit großer
Freude geleſen haben ; wir drücken aber mit den ſüddeutſchen Bauern die
Hoffnung aus , daß das nicht nur Worte waren , ſondern daß den Worten
auch Taten folgen ! “

( 135. Sitzung vom 9. April 1913 St . B. S. 4609)
In der zweiten Leſung konnte der Abg . Nacken ( 15. Juni

1913 ) darlegen , wie ſämtliche Anregungen des Zentrums in Ge —
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ſetzen oder in Etatsvorſchriften oder in Reſolutionen niedergelegt
ſeien . Was das Zentrum im allgemeinen erreicht hat , ſei hier
zuſammengeſtellt :

bungen des Beurbaübtenſtandes Auf
Antrag des Zentrums iſt in das Friedenspräſenzgeſetz folgender
§ 3 a aufgenommen worden :

„ Die Mannſchaften des Beurlaubtenſtandes werden , ſoweit militäriſche
und wirtſchaftliche Gründe es geſtatten , nur in den Wintermonaten zu
Uebungen einberufen . “

üfpaudsenkſchädigung für fondaren
reiche Familien . Im Etat des Reichsamts des Innern iſt
auf Antrag des Zentrums folgende Poſition eingeſtellt worden :

„ Zu Aufwandsentſchädigungen an ſolche Familien , von denen bereits
drei Söhne ihrer geſetzlichen zwei - oder dreijährigen Dienſtpflicht im Reichs⸗
heer oder in der Marine als Unteroffiziere oder Gemeine genügt haben oder
noch genügen , und zwar in Höhe von 240 M. für das Jahr während der
gleichen geſetzlichen Dienſtzeit eines jeden weiteren Sohnes in denſelben
Dienſtgraden 240 000 Mark . “

3. Steuernachlaß für ſoldatenreiche Fami⸗
lien . Im außerordentlichen Wehrbeitrag iſt ferner auf Antrag
des Zentrums beſtimmt worden :

„ Hat der Beitragspflichtige ein Vermögen von nicht mehr als dwei⸗
hunderttauſend Mark oder ein Einkommen von nicht mehr als zwanzig⸗
tauſend Mark , ſo ermäßigt ſich der Wehrbeitrag für den dritten und jeden
weiteren Sohn , welcher ſeine geſetzliche Dienſtpflicht beim Heer oder der Flotte
abgeleiſtet hat , um je 10 vom Hundert ſeines Betrags . Die Beitrags⸗
ermäßigung tritt auch ein , wenn die Ableiſtung der Dienſtpflicht noch in den

Jahren 1914 , 1915 und 1916 erfolgt . Iſt der Wehrbeitrag in dieſem Falle
bereits voll entrichtet , ſo iſt der entſprechende Betrag dem Beitrags⸗
pflichtigen auf Antrag zu erſtatten . “

4. Jährliche Freifahrt für Soldaten in die

Heimat . Auf Antrag des Zentruns iſt folgende Etatspoſition
neu eingeſtellt worden :

„ Zu freien Urlaubsreiſen der Unteroffiziere und Gemeinen in die
Heimat 1600 000 Mark .

Der Betrag iſt ſo berechnet , daß Unteroffiziere und Gemeine jährlich
einmal freie Hin⸗ und Rückfahrt in die Heimat erhalten können .

Auf Anfrage des Abg . Hebel erklärte die Regierung , daß bei
weiten Entfernungen auch Schnellzüge benutzt werden dürfen .

Folgende Reſolutionen des Zentrums fanden ferner An⸗

nahme und Billigung der Heeresverwaltung :

5. Bei Verabſchiedung der Militärvorlage die Erwartung auszuſprechen ,

daß nur Volltaugliche eingeſtellt werden .

6. Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , dafür Sorge zu tragen , daß
die n der Wehrordnung , betreffend Befreiung vom aktiven
Heeresdienſt infolge bürgerlicher Verhältniſſe l ( einziger Ernährer
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hilfloſer Familien uſw. ) in der bisherigen rückſichtsvollen Weiſe auch in Zu⸗
kunft Anwendung finden .

7. Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , die erforderlichen An —

ordnungen zu treffen , damit

a) die Soldaten mindeſtens durſchnittlich jährlich vier Wochen Ur - ⸗
laub erhalten können ,

b) der Urlaub für die berittenen Waffen in erhöhtem Umfange ge⸗
währt wird ,

c) dieſe Urlaubszeiten für die aus der Landwirtſchaft ſtammenden
Soldaten tunlichſt in der Erntezeit erteilt werden .

8. Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , die erforderlichen Maßnahmen
zu treffen zur Verringerung der Burſchen , jedenfalls im Sinne
des Verbots des Haltens zweier Burſchen oder „ Ordonnanzen “ .

9. Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , die erforderlichen Maßnahmen
zu einer Reform des Einjährig⸗Freiwilligendienſtes im
Sinne einer Erweiterung und Erleichterung der Zulaſſung auf Grund auch
der Fachausbildung einzuleiten .

10. Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , gemäß § 18 des Mann⸗
ſchaftsverſorgungsgeſetzes dafür Sorge zu tragen , daß Gemeinden die be⸗
ſtehenden Vorſchriften über Anſtellung von Militäranwärtern
nicht umgehen .

11. Bei der Verabſchiedung der Militärvorlage die beſtimmte Er⸗
wartung auszuſprechen , daß angeſichts der hohen Laſten dieſes Geſetzes die
Heeresverwaltung mit allen Kräften beſtrebt iſt , größte Sparſamkeit
walten zu laſſen und alle Maßnahmen zu treffen , um unter möglichſter Ein⸗
ſchränkung des Parademäßigen und unter Ausſchluß des Luxus nur die
Kriegstüchtigkeit des Heeres zu erhalten und zu fördern .

12. Bei der Verabſchiedung der Militärvorlage die Erwartung aus⸗
zuſprechen , daß die Beſchaffungen des Kriegsmaterials tun⸗
lichſt durch die reichseigenen techniſchen Inſtitute erfolgen .

13. Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , Anordnungen zu treffen ,
nach welchen unr ſolche Arbeitgeber den Zuſchlag auf Lieferung
von Staatsaufträgen erhalten , welche :

a) den Arbeitern das Koalitionsrecht unangetaſtet laſſen ,
b) bei Einſendung von Offerten gleichzeitig ein Verzeichnis der bei

ihnen gezahlten Löhne mit einreichen ,
c) keine geringeren Löhne bezahlen und keine ſchlechteren Arbeits⸗

bedingungen ſtellen wie in gleichartigen Staatsbetrieben oder
gleichen privaten Unternehmungen , welche nicht für Heer und
Marine arbeiten ,

d) eine Einigungs⸗ und Schiedsinſtanz bezeichnen oder ſchaffen , welche
berechtigt und verpflichtet iſt , bei ausbrechenden Differenzen die
Vermittlung zu übernehmen .

14. Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , daß bei allen Arbeiten
und Lieferungen , welche infolge der neuen Militärvorlage notwendig

8 das ortsanſäſſige Gewerbe in erſter Linie berückſichtigt
wird .

15. Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , Anordnungen zu treffen , daß
a) bei Vergebung des durch die Heeresvermehrung entſtehenden

Mehrbedarfs von Arbeiten und Lieferungen Handwerk und Gewerbe ,
insbeſondere auch deſſen gewerbliche Organiſationen in weiteſtgehen⸗
dem Maße Berückſichtigung finden ;



55

b) bei Ausführung von Arbeiten möglichſt inländiſches Material ver⸗
wendet wird ;

c) die Arbeiten zu einem unter Zuziehung von Sachverſtändigen feſt⸗
geſetzten angemeſſenen Preiſe vergeben werden .

Endlich beantragte das Zentrum in Gemeinſchaft mit den

anderen Parteien , daß die Mindeſtſtrafen bei einer Reihe militäri⸗

ſcher Verfehlungen ( Aufruhr uſw . ) ganz erheblich herabgeſetzt
wurden .

Die vielen ſozialdemokratiſchen Anträge zum Friedenspräſenz⸗
geſetz lehnte das Zentrum ab, da ſie meiſtens mit dieſem Geſetz
nichts zu tun hatten oder in einer ganz unannehmbaren Form
geſtellt worden waren , ſo daß ſelbſt der volksparteiliche Abg .
Dr . Müller⸗Meiningen erklärte :

„ Wir können uns auch nicht darauf einlaſſen , Materien , die mit der
Friedenspräſenzſtärke ſelbſt gar nichts zu tun haben , hier in einer ganz
künſtlichen Weiſe einzureihen . Wir können es nicht unterſtützen , daß An⸗
träge z. B. über ein Toleranzedikt oder auf dem Gebiete des Vereins⸗ und
Verſammlungsrechtes in die Form einer Novelle zum Friedenspräſenzſtärke⸗
geſetz eingekleidet werden . Die Konſequenzen einer derartigen Geſetzes⸗
macherei ſind doch nicht ganz ungefährlich . ( Zuſtimmung bei der Fort⸗
ſchrittlichen Volkspartei . )

Was heute Ihre Nachtigall iſt , meine Herren auf der äußerſten Linken ,
kann ſehr leicht unter Umſtänden Ihr Uhl ſein . ( Zuruf von den Sozial⸗
demokraten . ) Wenn heute der Reichstag anders zuſammengeſetzt iſt — ich
nehme einmal , daß eine reine reaktionäre Mehrheit hier vorhanden wäre —,
dann wird nach dem Präjudiz , das Sie ſelbſt für die Legislatur geben , z. B.
eine Gewerbeordnungsnovelle , die von den beeideten Bücherreviſoren oder
von den Theaterdirektoren oder ihren Konzeſſionen handelt , in eine Zucht⸗
hausvorlage , in eine lex Heinze verwandelt werden können , ja womöglich
in Beſtimmungen , die die Beſeitigung oder Beſchränkung des allgemeinen ,
direkten und geheimen Wahlrechts enthalten können . “

( 164. Sitzung vom 18. Juni 1913 St . B. S. 5584 )

Die ganze Taktik der Sozialdemokratie ging darauf hinaus ,
durch ſolche Geſetzesbeſtimmungen die Militärvorlage zum

Scheitern zu bringen ; aber dieſe halb verſteckte , halb offene Ob —

ſtruktion mißlang .

.

Auf ſtetes Verlangen aller Parteien , namentlich des Zentrums ,
iſt der Geſetzentwurf , welcher die Veteranenbeihilfe von

120 Mark auf 150 Mark erhöht , verabſchiedet worden . — Trotz
der ſchärfſten Oppoſition der Regierung ſind die Kommandan⸗

turen in Dresden , Stuttgart , Karlsruhe und Darmſtadt ge —

ſtrichen worden ; ferner wurden die für die Generäle neuge⸗

forderten Pferdegelder abgelehnt . — Auf Antrag des Zentrums

beſchloß der Reichstag folgende Reſolution :
„ Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , zur Prüfung der geſamten

Rüſtungslieferungen für Reichsheer und Marine eine Kommiſſion zu berufen ,



zu welcher vom Reichstag zu wählende Mitglieder des Reichstags und Sach⸗
verſtändige zuzuziehen ſind . Der Herr Reichskanzler wird erſucht , den Bericht

der Kommiſſion den geſetzgebenden Körperſchaf

ſeitigung etwaiger Mißſtände mitzuteilen . “

Die Kommiſſion wird im Herbſte 1913 zuſammentreten

( 147 . Sitzung vom 23 . April 1913 ) . Das Zentrum hat gerade

durch dieſen Antrag gezeigt , daß es jedem Verſuch von Korruption

ſehr ſcharf entgegentritt . — Bei der Beratung des Marineetats

brachte das Zentrum einen Antrag zur Regelung der Tafelgelder

ein ; derſelbe erhielt ſchließlich folgende Faſſung :
„ Nur Offiziere , Fähnriche , Seekadetten , Aſpiranten , Deckoffiziere und

Beamte , die an Bord Dienſt tun , haben Anſpruch auf Verpflegungszulagen

Sogenannte blinde Tafelgelder dürfen nicht gezahlt werden .

Die für die Zuſtändigkeit der Verpfelgungsgelder gültigen Vorſchriften

ſind jährlich mit dem Reichshaushaltsetat vorzulegen . “

Im Plenum wurde vom Zentrum und dem Staatsſekretär des

Reichsmarineamtes erklärt , daß „eine Reihe von Mißverſtänd⸗

niſſen “ den erſten Antrag ganz falſch ausgelegt hätten .

Die Regelung der Duellfrage ſteht noch immer

aus . Auf die Reſolution des Zentrums reſp . den Beſchluß des

Reichstages vom Jahre 1912 iſt folgende Antwort erfolgt :

Reichstagsbeſchluß . Antwort des Reichskanzlers .

1. Den Reichskanzler zu erſuchen , Eine Beſeitigung der Zweikämpfe

alsbald Schritte zu tun , die geeignet kann nur durch Maßnahmen ange⸗

ſind , die Zweikämpfe zu beſeitigen , ſtrebt werden , die ſich an die Ange⸗

insbeſondere dem Zwange zur hörigen aller Stände wenden und ge⸗

Herausforderung zum Zweikampf und eignet ſind , eine Wandlung der zur⸗

zur Annahme eines ſolchen entgegen⸗Wzeit in weiten Kreiſen über die Wah⸗

zutreten ; rung der verletzten Ehre herrſchenden

vor allem aber ſchleunigſt zu ver⸗ Anſichten herbeizuführen . Die in Vor⸗

anlaſſen , daß die Beſtimmungen der bereitung befindliche Reviſion des

Order vom 1. Januar 1897 über die Reichsſtrafgeſetzbuchs wird Gelegen⸗

Einſchränkung und Vermeidung der heit zur Prüfung bieten , inwieweit

Zweikämpfe überall und in allen durch die anderweitige ſtrafrechtliche
Teilen zur ſtrengſten Durchführung Behandlung der Beleidigungen den

gelangen , daß namentlich Zweikämpfen vorgebeugt werden kann .
Die Zweikampffrage und im be⸗

ſonderen die Frage , wodurch die

Zweikämpfe , was zweifellos erwünſcht
wäre , noch weiter eingeſchränkt wer⸗

den könnten , iſt für das Heer und die
Marine von neuem eingehend ge⸗
prüft worden . Dieſe Prüfung hat
ergeben , daß die Ergänzung - Order
vom 1. Januar 1897 ihren aus⸗
geſprochenen Zweck der Einſchrän —

kung und Vermeidung von Zwei⸗
kämpfen erfüllt und ſegensreich ge⸗
wirkt hat . Das beweiſt die Statiſtik ,
nach der die Zahl der Verurteilungen

ten mit Vorſchlägen zur Be⸗
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